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Seitenzahl insgesamt: 

Verfassungsbeschwerdeverfahren 

in Verbindung mit 

Antrag auf Erlass einer einstweilihgen Anordnung 

in Verbindung mit 

Antrag auf  Bewilligung von Prozesskostenhilfe und

Beiordnung eines Rechtsanwaltes 

in dem

Verfassungsbeschwerdeverfahren 
des  Herrn Joachim   H i n z 

                 Kunreuthstr. 70, DE – 81249 München 
                  -  Antragsteller und Verfassungsbeschwerdeführer -
Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt Gerd Gorewoda 
                                                Lessingstr. 5, DE – 80336 München
                                            Telefon 
                                            Telefax
                                            E – Mail – Adresse: 

gegen a) den Beschluss 

               des 2. Zivilsenat und Familiensenat des Oberlandesgerichts München 

               vom 00.00.0000

               Geschäftszeichen: 2 UF 000/00

               Zustellung per Telefax am 00.00.0000

               Fristablauf: 00.00.0000

         b) den Beschluss 

             des Amtsgerichts München

                   - Familiengericht -      

                   vom 00.00.2010

                   Geschäftszeichen: 554 F 000000/14

wegen Verletzung der subjektiven und/oder objektiven Grundrechte des

           Verfassungsbeschwerdeführers zu 1. und der Verfassungsbeschwerdeführerin zu 2. aus  

           Art. 6 Abs. 2 Satz 1 mit Art. 2 Abs. 1 mit Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem

           Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 3 GG) sowie aus Art. 19 Abs. 4 Satz 1 mit Art. 1 Abs.

          1 GG in Verbindung mit den Grundrechtsgleichen Rechte aus Art. 101 Abs. 1 Satz 2

           und Art. 103 Abs. 1 GG.

Anlagen
Beschluss des 2. Zivilsenat und Familiensenat des Oberlandesgericht München 00.00.0000, Geschäftszeichen: , Seite 1 – 10, Anlage K 1 in Kopie 

Beschluss des Amtsgerichts  – Familiengericht vom 00.00.2010. Seite 1 - 5, Anlage K 2 in Kopie 

Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des Antragstellers und Antragstellerin vom 00.00.0000 nebst Anlagen 
Entwurf 
a) Verfassungsbeschwerdeschriftsatz

b) Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung 

mit dem 

A   N   T   R   A   G    .
I. Bewilligung von Prozesskostenhilfe
Dem Antragsteller wird für das 

a) das Verfassungsbeschwerdeverfahren und 

b) Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung 

gemäß Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG in Verbindung mit §§ 32 Abs. 1 BVerfGG mit §§ 13 Nr. 8a, 22 ff. 90 ff. BVerfGG in Verbindung mit §§ 114 ff. ZPO

Prozesskostenhilfe bewilligt.
II. Beiordnung eines Rechtsanwaltes
Zur Wahrung seiner/ihrer Interessen wird dem Antragsteller zu 1. und der Antragstellerin zu 2. zur unentgeltlichen Rechtsverfolgung

Rechtsanwalt Gerd Gorewoda,  Lessingstr. 5, DE – 80336 München, Telefon   Telefax      E – Mail – Adresse: 
bestellt und beigeordnet.
Zur 

B  e  g  r  ü  n  d  u  n  g
wird folgendes vorgetragen:

I.Tatbestand
II. Rechtsausführungen 
Die beabsichtigte Verfassungsbeschwerde und der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung hat hinreichende Aussicht auf Erfolg und ist auch nicht mutwillig, vgl. auch hierzu den Beschluss der 1. Kammer des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts vom 05. Dezember 2008 - 1 BvR 746/08 -. Hierzu wird auf den 

Schriftsatz des Antragstellers  vom 00.00.0000
verwiesen.  

Aus der Begründung der Verfassungsbeschwerde ergibt sich, dass die Sach- und Rechtslage schwierig (Sachverständigengutachten vom 00.00.0000) und die Beiordnung eines Rechtsanwaltes daher geboten ist

Joachim Hinz 

Verfassungsbeschwerdeführer 

und Antragsteller 

Eigenhändige Unterschrift 

